Deutscher Bundestag 
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Drucksache IV/ 3352 


Antrag 

der Abgeordneten Hussong, Kulawig, Wilhelm 
und der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Neuregelung des Rechts der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rales das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 


Aufgaben der Versicherung 

Aufgaben der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
versicherung sind im Rahmen der nachfolgenden 
Bestimmungen | 

die Gewährung von Pensionen an Versicherte | 

wegen Berufsunfähigkeit und wegen Alters, 

die Gewährung von Pensionen an Hinterbliebene 

verstorbener Versicherter. 

§ 2 

Träger der Versicherung 

(1) Träger der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
versicherung ist die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland. Sie hat die Versicherung in einer be- 
sonderen Abteilung durchzuführen. 

(2) Das Vermögen der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung ist als Sondervermögen von 
der Landesversicherungsanstalt für das Saarland zu 
verwalten. Die Haftung der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland für Verbindlichkeiten aus 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
ist auf das Sondervermögen beschränkt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
§ 3 

Kreis der versicherten Personen 

In der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung werden alle Personen versichert, die bei den 
Saarhütten (Dillinger Hüttenwerke, Neunkircher 
Eisenwerk- AG, Haiberger Elütte, Burbacher Hütte) 
und deren Nebenbetrieben beschäftigt sind, soweit 
sie der Versicherungspflicht nach den Vorschriften 
des Vierten Buches der Reichsversicherungsordnung 
unterliegen. 

§ 4 

V er Sicherungsberechtigung 

(1) In die hüttenknappschaftliche Pensionsver- 
sicherung können auf Antrag einbezogen werden 

1. die Angestellten der in § 3 genannten 
Unternehmen, 

2. die Arbeitnehmer anderer Unternehmen 
der eisenerzeugenden, eisenverarbeiten- 
den und -weiterverarbeitenden Industrie 
mit ihren Nebenbetrieben (Betriebe der 
Eisen- und Metallgewinnung, der Eisen-, 
Stahl- und Metallwarenherstellung sowie 
Betriebe des Maschinen-, Kessel- und 
Apparatebaues und Betriebe der elektro- 
technischen Industrie) mit mehr als 20 Ar- 
beitnehmern. 

(2) Der Antrag ist vom Arbeitgeber und den Ar- 
beitnehmern gemeinsam zu stellen. Er kann nur ge- 
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stellt werden, wenn sich die Mehrheit der Arbeit- 
nehmer für die Aufnahme in die Versicherung 
ausgesprochen hat. Die Abstimmung der Arbeitneh- 
mer ist getrennt nach Arbeitern und Angestellten 
und geheim durchzuführen. Der Aufnahmeantrag 
kann von der Gruppe der Arbeiter oder der Gruppe 
der Angestellten getrennt gestellt werden. 

(3) Für die Angestellten gilt § 5 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes entsprechend. 

(4) Uber den Antrag entscheidet die für die So- 
zialversicherung zuständige oberste Verwaltungs- 
behörde des Saarlandes. 

§ 5 

Unternehmen im Saarland 

Die Versicherung nach § 3 wird nur für solche 
Personen durchgeführt, die bei einem Unternehmen 
beschäftigt sind, das seinen Betriebssitz im Saarland 
hat. 

§ 6 

Versicheriingsfreiheit kraft Gesetzes 

(1) Versicherungsfrei sind Personen, die eine 
Pension wegen Alters aus der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung beziehen, vom Pen- 
sionsbeginn an. 

(2) §§ 1228 und 1229 der Reichsversicherungsord- 
nung gelten entsprechend. 

§ 7 

Versicherungsfreiheit auf Antrag 

(1) Auf seinen Antrag wird von der Versiche- 
rungspflicht befreit, wer beim Eintritt in eine nach 
diesem Gesetz versicherte Beschäftigung das fünf- 
zigste Lebensjahr vollendet und weniger als 60 Mo- 
natsbeiträge zur hüttenknappscdiaftlichen Pensions- 
versicherung entrichtet hat. 

(2) § 1230 der Reichsversicherungsordnung gilt 
entsprechend. 

§ 8 

Freiwillige Weiterversicherung 

(1) Wer aus einer nach diesem Gesetz versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung ausscheidet und wäh- 
rend mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge zur 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung ent- 
richtet hat, kann die Versicherung freiwillig fort- | 
setzen. Nach Erreichen der Altersgrenze für die Ge- | 
Währung der Pension wegen Alters ist eine Weiter- ! 
Versicherung nur zulässig, wenn der Versicherte i 
eine Pension wegen Alters aus der hüttenknapp- : 
schaftlichen Pensionsversicherung oder ein Alters- | 
ruhegeld aus der Rentenversicherung der Arbeiter, I 
der Rentenversicherung der Angestellten oder der j 
knappschaftlichen Rentenversicherung nicht bezieht. ^ 


(2) Eine nach Absatz 1 zulässige freiwillige Ver- 
sicherung kann während einer Berufsunfähigkeit 
nur zur Anrechnung für die Pension wegen Alters 
und die Hinterbliebenenpension erfolgen. 


DRITTER ABSCHNITT 

§ 9 

Leistlingen aus der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung 

(1) Die Leistungen aus der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung sind 

1. Pensionen an Versicherte, 

2. Pensionen an Hinterbliebene, 

3. Abfindung von Witwen- und Witwer- 
pensionen, 

4 . Beitragserstattungen. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
werden nur neben vergleichbaren Leistungen aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung gewährt. 

§ 10 

Pensionen an Versicherte 

(1) Pensionen an Versicherte werden nur ge- 
währt, wenn die Voraussetzungen des § 1246 Abs. 1 
und 2, des § 1248 Abs. 1 bis 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung, des § 23 Abs. 1 und 2, des § 25 Abs. 1 
bis 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes sowie 
des § 46 Abs. 1 und 2, des § 48 Abs. 1 bis 3 und des 
§ 98 a Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes vor- 
liegen. 

(2) Die Wartezeit für die Pensionen ist erfüllt, 
wenn vor Eintritt der Berufsunfähigkeit oder vor 
Eintritt des Versicherungsfalls des Alters eine Ver- 
sicherungszeit von 60 Kalendermonaten zurückge- 
legt ist. 

§ 11 

Auf die Wartezeit anrechnungsfähige 
Versicherungszeiten 

(1) Die Vorschriften der §§ 1249, 1250 der Reichs- 
versicherungsordnung gelten entsprechend. 

(2) § 1251 Abs. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung gilt mit der Maßgabe, daß die dort genannten 
Zeiten als Ersatzzeiten für die Erfüllung der Warte- 
zeit nur angerechnet werden, wenn sie an in der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung zu- 
rückgelegte Beitragszeiten unmittelbar anschließen. 

(3) § 1252 der Reichsversicherungsordnung gilt 
mit der Maßgabe, daß die Wartezeit nur als erfüllt 
gilt, wenn der Versidierte während einer nach die- 
sem Gesetz anrechnungsfähigen Versicherungszeit 
berufsunfähig geworden oder verstorben ist. 
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§ 12 

Berechnung der Pension für Versicherte 


(2) § 1258 Abs. 2 bis 5 der Reichsversicheriings- 
ordnung gilt entsprechend. 


(1) Der Jahresbetrag der Pension des Versicher- 
ten ist für jedes anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahr 0,7 vom Hundert der für den Versicherten maß- 
gebenden Pensionsbemessungsgrundlage. 

(2) Die für den Versicherten maßgebende Pen- 
sionsbemessungsgrundlage ist der Vomhundertsatz 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage, der dem i 
Verhältnis entspricht, in dem während der zurück- 
gelegten Versicherungszeiten der Bruttoarbeitsent- 
gelt des Versicherten zu der jeweiligen Beitrags- 
bemessungsgrenze in der hüttenknappscbaftlichen 
Pensionsversicherung gestanden hat (§ 25 Abs. 2). 

(3) Die allgemeine Bemessungsgrimdlage beträgt 
9000 Deutsche Mark (§ 25 Abs. 2). 

(4) Das Verhältnis, in dem der Bruttoarbeitsent- 

gelt des Versicherten, soweit er der Beitragsbemes- 
sung zugrunde lag, zu der jeweiligen Beitragsbe- 
messungsgrenze in der hüttenknappscbaftlichen 
Pensionsversicherung gestanden hat, wird wie folgt 
berechnet: i 

a) Für Zeiten vom 1. Januar 1965 an, für die i 
Beiträge entrichtet sind, ist für jedes | 
Kalenderjahr der Vomhundertsatz zu er- i 
mittein, in dem der in den Beitragsnach- ' 
weisen eingetragene Entgelt zu der Bei- 
tragsbemessiingsgrenze in der hütten- ; 
knappschaftlichen Pensionsversicberung 
gestanden hat. Der Vomhundertsatz ist | 
auf zwei Dezimalstellen auszurechnen, 
wobei die zweite Stelle um 1 zu erhöhen i 
ist, wenn in der dritten Stelle eine der ■ 
Zahlen 5 bis 9 erscheinen würde. 


§ 14 

Pensionen an Hinterbliebene 

Die Vorschriften des § 1263 Abs. 1 und 2, der 
§§ 1264 bis 1267 der Reichsversicberungsordnung 
gelten entsprechend. 

§ 15 

Berechnung der Pension für Hinterbliebene 

(1) Die Witwen- und Witwerpension betragen 
sechs Zehntel der nach § 12 berechneten Versicher- 
tenpension. 

(2) § 1268 Abs. 5 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend. 

(3) Die Pension für Waisen beträgt ein Zehntel 
der Versichertenpension, mindestens jedoch 10 
Deutsche Mark. Die Pension für Vollwaisen beträgt 
ein Fünftel der Versicbertenpension, mindestens je- 
doch 15 Deutsche Mark. 

§ 16 

Weitere Vorschriften für Pensionen 

§ 1270 Abs. 1, §§ 1271, 1276, 1277, 1286 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2, § 1287 Abs. 1, §§ 1288, 1289, 
1290, 1291, 1292, 1293, 1294, 1297, 1299, 1300 und 
1301 der Reichsversicberungsordnung sowie § 98 
Abs. 4 des Reichsknappschaftsgesetzes gelten ent- 
sprechend. 

§ 17 


b) Für Zeiten bis zum 31. Dezember 1951, für ; 

die Beiträge entrichtet sind, und für Er- | 
satzzeiten wird die Zahl der Monate mit j 
dem Wert 4,30, bei halben Beiträgen mit j 
dem Wert 2,15 vervielfältigt. | 

c) Für Zeiten vom 1. Januar 1952 bis 31. De- 
zember 1964 ist der Entgelt, soweit er der 
Beitragsbemessung zugrunde lag, mit dem 
Faktor 0,01445 zu vervielfältigen. Fran- 
kenentgelte sind im Verhältnis 100 : 1 in 
Deutsche Mark umzurechnen. 

Aus den nach den Buchstaben a bis c ermittelten 
Werten ist der Durchschnitt für die gesamte Ver- 
sicherungszeit zu bilden; Buchstabe a Satz 2 ist an- 
zuwenden. Der errecbnete Durchscbnitt ist der für 
die Anwendung des Absatzes 2 maßgebende Vom- | 
hundertsatz. i 

I 

§ 13 I 

Ermittlung der anrechnungsfähigen 
Versicherungsjahre 

(i) Bei der Ermittlung der Anzahl der anrech- | 
nungsfähigen Versicherungsjahre im Sinne des § 12 
Abs. 1 werden die auf die Wartezeit anzurechnen- 
den Versicherungszeiten (§ 11) zusammengerechnet, 
soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 


Abfindung von Witwen- und Witwerpensionen 

§ 1302 der Reichsversicberungsordnung gilt ent- 
sprechend. 

§ 18 

Beitragserstattung bei Wegfall 
der Versicherungspflicht 

(1) Entfällt die Versicherungspflicht in der hüt- 
tenknappschaftlichen Pensionsversicherung, ohne 
daß das Recht zur freiwilligen Weiterversicherung 
besteht, so ist dem Versicherten auf Antrag die 
Hälfte der für die Zeit nach dem 19. November 1947 
entrichteten Beiträge zu erstatten. Der Anspruch 
kann nur geltend gemacht werden, wenn seit dem 
Wegfall der Versicherungspflicht in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung zwei Jahre 
verstrichen sind und inzwischen nicht erneut eine 
nach diesem Gesetz zu versichernde Beschäftigung 
oder Tätigkeit aufgenommen worden ist. 

(2) § 1303 Abs. 2 bis 4 und 6 und 7 der Reicbs- 
versicherungsordnung gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an Stelle des Wortes „Erwerbsunfä- 
higkeit" das Wort „Berufsunfähigkeit" und an Stelle 
von „§ 1247 Abs. 3" die Worte „§ 10 Abs. 2 dieses 
Gesetzes" treten. 


3 



Drucksache IV/3352 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


§ 19 

Beitragserstattung bei Heirat einer Versicherten 

(1) Heiratet eine Versicherte, so wird ihr auf An- 
trag die Hälfte der Beiträge erstattet, die für die 
Zeit nach dem 30. November 1952 bis zum Ende 
des Monats entrichtet sind, in dem der Antrag ge- 
stellt ist. 

(2) § 1303 Abs. 6 und 7 und § 1304 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung gelten entsprechend. 

§ 20 

Zahlung bei Auslandsaufenthalt 

§§ 1315 bis 1323 der Reichsversicherungsordnung 
gelten entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 
§ 21 

Aufklärungspflicht 

§ 1324 der Reichsversicherungsordnung gilt ent- 
sprechend. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

§ 22 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung führt die für die Sozialver- 
sicherung zuständige oberste Verwaltungsbehörde 
des Saarlandes. 

(2) §§ 30 bis 34 der Reichsversicherungsordnung 
gelten entsprechend. 


SECHSTER ABSCHNITT 
§ 23 

Aufbringung der Mittel 

Die Mittel für die Ausgaben der Versicherung 
werden durch Beiträge und einen Bundeszuschuß 
aufgebracht. 

§ 24 

Bundesgarantie 

(1) Reichen die Beiträge zusamen mit den son- 
stigen Einnahmen voraussichtlich nicht aus, um die 
Ausgaben der Versicherung für die Dauer des näch- 
sten Jahres zu decken, so sind die erforderlichen 
Mittel vom Bund aufzubringen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn und solange das 
Vermögen der Versicherung den Betrag der zuletzt 
ermittelten Jahresausgabe übersteigt. 


§ 25 

Beiträge 

(1) Der Beitragssatz für die Pflichtversicherten 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
beträgt 5,0 vom Hundert des beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsentgelts. 

(2) Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt 9000 
Deutsche Mark. Die Beitragsbemessungsgrenze für 
Monatsbezüge ist ein Zwölftel dieses Betrages. 

(3) Die Pflichtbeiträge sind von dem Versicherten 
und dem Arbeitgeber je zur Hälfte, jedoch von dem 
Arbeitgeber allein zu tragen, wenn der monatliche 
Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten ein Zehntel 
der Beitragsbemessungsgrenze für Monatsbezüge 
(Absatz 2) nicht übersteigt. 

§ 26 

Beitragsklassen für die freiwillige 
W eiterversicherung 

(1) Für die freiwillige Weiterversicherung (§ 8) 
werden folgende Entgeltwertklassen gebildet: 


Klasse 1 Vs der Beitragsbemessungsgrenze 

für Monatsbezüge 

Klasse 2 -Vs der Beitragsbemessungsgrenze 

für Monatsbezüge 

Klasse 3 der Beitragsbemessungsgrenze 

für Monatsbezüge. 


(2) Der Beitragsberechnung ist der in § 25 Abs. i 
genannte Vomhundertsatz zugrunde zu legen. 

§ 27 

Zuschuß des Bundes 

(1) Der Bund leistet zu den Ausgaben der hüt- 
tenknappschaftlichen Pensionsversicherung einen 
Zuschuß. 

(2) Der Zuschuß des Bundes wird auf 3 100 000 
Deutsche Mark festgesetzt. Er verändert sich ent- 
sprechend der Änderung der Beitragsbemessungs- 
grenze. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

§ 28 

Beitragsverfahren 

Für die Entrichtung der Beiträge durch den Arbeit- 
geber, die Beitragsberechnung und die Entgelts- 
bescheinigung gelten die §§ 1396 bis 1398, 1400 
Abs. 1 und 3 und § 1401 der Reichsversicherungs- 
ordnung entsprechend. 

§ 29 

Freiwillige Beiträge 

(1) Freiwillige Beiträge sind nach Maßgabe des 
§ 26 zu entrichten. 
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(2) Für jeden Kalendermonat kann nur ein Bei- 
trag entrichtet werden. 

(3) Die Wahl der Klasse steht dem Versicherten 
frei. 

(4) Nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres sind 
dem Versicherten Zahl und Klasse der entrichteten 
freiwilligen Beiträge zu bescheinigen. 

§ 30 

Nachweis der Beitragsentrichtung 

(1) Zum Nachweis der Beitragsentrichtung dient 
die Versicherungskarte. 

(2) Die Versicherungskarte wird für Pflichtver- 
sicherte vom Arbeitgeber, für freiwillig Versicherte 
vom Träger der Versicherung ausgestellt. 

§ 31 

Umtausch der Versicherungskarte; 

Beitragsbescheinigung | 

(1) Die Versicherungskartc ist in eine neue Ver- ' 

sicherungskarte umzutauschen, wenn die für die | 
Entgeltsbescheinigungen oder die Beitragsbeschei- ; 
nigungen vorgesehenen Felder gefüllt sind; sie soll | 
spätestens binnen drei Jahren nach- dem Tage der ^ 
Ausstellung umgetauscht werden. i 

(2) Die Durchschrift der umgetauschten Versiche- 
rungskarte erhält der Versicherte als Beitragsbe- 
scheinigung. 

(3) Scheidet der Versicherte aus der versiehe- ’ 
rungspflicbtigen Beschäftigung aus, so ist ihm die I 
Durchschrift der Versicherungskarte vom Arbeit- i 
geben' a u s z u h ä 1 1 d i g e n . 

§ 32 

Übersendung und Aufbewahrung 
der Versicherungskarten 

Die Arbeitgeber übersenden die bei ihnen uinge- 
tauschten Versicherungskarten sowie die Versiche- 
rungskarten der aus der versicherungspflichtigen 
Beschäftigung ausgeschiedenen Versicherten dem 
Träger der Versicherung zur Aufbewahrung. 

§ 33 

Weitere Vorschriften für das Beitragsvei fahren 

§§ 1418 bis 1420, 1422 bis 1431 der Rcichsver- 
sicherungsordnung gelten entsprechend. 

ACHTER AßSCflNlTT 

§ 34 

Feststellung der Leistungen 

(1) Die für die Rentenversicherung der Arbeiter 
geltenden Vorschriften des Sechsten Buches der 


Reichsversicherungsordnung sind entsprechend an- 
zu wenden. 

(2) Der Antrag auf Gewährung einer Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung gilt zugleich 
als Antrag auf Gewährung einer Pension nach die- 
sem Gesetz. 


NEUNTER ABSCHNITT 
§ 35 

Rechtsweg 

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegen- 
heiten dieses Gesetzes sind Streitigkeiten in Ange- 
legenheiten der Sozialversicherung. Soweit das So- 
zialgerichtsgesütz für die einzelnen Zweige der 
Sozialversicherung besondere Vorschriften enthält, 
gelten die Vorschriften für die Rentenversicherung 
der Arbeiter. 


ZEHNTER ABSCHNfTT 
§ 36 

Sonstige Vorschriften 

Folgende Vorschriften der Reichs Versicherungs- 
ordnung gelten entsprechend: 


§§ 

25 

bis 

29 

(V ermögen) 

§§ 

110 

bis 

112 

(Behörden) 

§§ 

115 

bis 

117 

(Rechtshilfe) 

§§ 

118 

bis 

119 a 

(Leistungen) 

§§ 

124 

bis 

134 

(Fristen) 

§§ 

135 

und 

136 

(Zustellungen) 

§§ 

137 

und 

138 

(Gebühren und Stempel) 

§§ 

139 

bis 

148 

(Verbote und Strafen) 

§ 

160 



(Entgelt) 


1527, 1531, 

1535 b bis 1543 

(Beziehungen zu anderen 
Verpflichteten). 


ELFTER ABSCHNITT 
§ 37 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(i) Angestellte der in § 3 genannten Werke und 
Arbeitnehmer anderer Unternehmen, die nach § 31 
des Gesetzes Nr. 452 — Erstes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes Nr. 356 Zweites Gesetz über die Neu- 
ordnung der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung im Saarland vom 7. November 1952 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1046) — vom 27. Ja- 
nuar 1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 173) bis zur 
Verkündung dieses Gesetzes der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung beigetreten sind, blei- 
ben nach den Vorschriften dieses Gesetzes versiche- 
lungspflichtig. 
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(2) Für die Angestellten gelten § 4 Abs. 1 Nr. 1 
und § 5 des Angestelltenversicherungsgesetzes ent- 
sprechend. 

§ 38 

Personen, die nach dem bis zum Inkraftreten die- 
ses Gesetzes geltenden Recht von der Versiche- 
rungspflicht befreit waren, bleiben versicherungsfrei 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des § 7 nicht 
vorliegen. 

§ 39 

Wer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes von 
dem Recht der Weiterversicherung Gebrauch ge- 
macht hat, kann die Versicherung fortsetzen, auch 
wenn die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 Satz 1 
nicht vorliegen. 

§ 40 

(1) Zeiten, die bei Eintritt des Versicherungsfal- 
les im Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes 
nach den bisher geltenden Vorschriften {§ 31 a in 
der Fassung des § 4 des Gesetzes Nr. 452 vom 
27. vJanuar 1955 — Amtsblatt des Saarlandes S, 173) 
anrechenbar gewesen wären, sind auch weiterhin 
anzurechnen. 

(2) § 12 Abs. 4 Buchstabe b gilt entsprechend. 

§ 41 

(1) Für Pensionsansprüche aus Versicherungsfäl- 
len vor dem Inkraftreten dieses Gesetzes sind die 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften 
maßgebend, soweit in § 42 nichts anderes bestimmt 
ist. 

(2) Pensionen, die nach dem bis zum Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes geltenden Recht festgestellt sind 
oder noch festgestellt werden, sind nach den Vor- 
schriften der §§ 12 bis 15 neu zu berechnen. Ergibt 
die Neuberechnung keinen höheren als den bisheri- 
gen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen; der 
höhere Betrag ist frühestens vom 1. Juli 1964 an zu 
gewähren. 


i § 42 

I Für Versicherte, die bis zum Inkrafttreten dieses 
j Gesetzes geheiratet haben, sind abweichend von 
§ 19 die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gel- 
tenden Vorschriften anzuwenden. 


§ 43 

(1) Artikel 2 §§ 8, 17, 24, 26 und 27 des Arbei- 
tcrrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) gilt ent- 
sprechend. 

(2) Artikel 2 § 44 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes gilt mit der Maßgabe, 
daß der Antrag auf Nachprüfung bis zum 31. Dezem- 
ber 1966 zulässig ist. 

§ 44 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1965 

in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft 

1. das Gesetz Nr. 356 — Zweites Gesetz über 
die Neuordnung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung im Saarland 
— vom 7. November 1952 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1046); 

2. das Gesetz Nr. 452 — Erstes Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes Nr. 356 Zweites 
Gesetz über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im 
Saarland vom 7. November 1952 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 1046) — vom 
27. Januar 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 173); 

3. das Gesetz Nr. 677 über weitere Änderun- 
gen in der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes vom 
27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1074). 


Bonn, den 4. Mai 1965 


Hussong 

Kulawig 

Wilhelm 

Erler und Fraktion 


6 



